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8. Teilrevision des Gesundheitsgesetzes; Zulassung von Leistungserbringern zur Ta-

tigkeit zulasten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung
2023/636; Protokoll: pw, ps, gs

Kommissionsprasidentin Lucia Mikeler Knaack (SP) fuhrt aus, dass ab dem 1. Juli 2025 die Kan-
tone verpflichtet seien, in einem oder mehreren medizinischen Fachgebieten oder in bestimmten
Regionen die Anzahl Arztinnen und Arzte zu beschranken, die zulasten der Obligatorischen Kran-
kenpflegeversicherung (OKP) abrechnen. Um dies zu erreichen, missen sie Hochstzahlen festle-
gen. Bereits im April 2022 haben die Regierungen von Basel-Landschaft und Basel-Stadt je eine
kantonale Ubergangs-Vollzugsverordnung erlassen. Diese hat u. a. eine Obergrenze an Arztinnen
und Arzten in acht medizinischen Fachgebieten vorgesehen. Dagegen wurde in Basel-Landschaft
Beschwerde erhoben, das Kantonsgericht hat den Beschwerdefiihrern Recht gegeben und die
kantonale Zulassungsverordnung aufgehoben — in Basel-Stadt ist sie in Kraft geblieben. Statt einer
Verordnung muss Basel-Landschaft das kantonale Ausfuhrungsrecht in einem Gesetz formell er-
lassen.

Seit Ende des letzten Jahres liegt das Ergebnis vor. Was beinhaltet die Vorlage? Konkret geht es
um eine Ergdnzung des Gesundheitsgesetzes. Ein neuer Paragraf umfasst dort sowohl die Zulas-
sung (8 35a) als auch die Beschrankung der Anzahl Arztinnen und Arzte, die im ambulanten Be-
reich Leistungen erbringen (835b). Der genaue Inhalt des Paragrafen kann dem Kommissionsbe-
richt entnommen werden.

Die Volkswirtschafts- und Gesundheitskommission (VGK) hat sich in vier Sitzungen zwischen dem
8. Dezember 2023 und 1. Marz 2024 mit der Vorlage auseinandergesetzt. Eingeladen waren,
nebst dem Regierungsrat und dem Generalsekretér, die Spezialisten aus der Verwaltung. Ausser-
dem fand eine Anhorung statt mit den Vertretern der Arztegesellschaft Baselland, der Vereinigung
Nordwestschweizer Spitaler und des Krankenversicherungsverbands santésuisse.

Die Kommission ist sich in einem Punkt einig: Es muss etwas unternommen werden, um den An-
stieg der Gesundheitskosten zu bremsen. Die Meinungen Uber das richtige Vorgehen gingen in
der Kommission aber auseinander. Ein kleiner Teil der Kommission meinte, der Effekt der geplan-
ten Massnahmen ware kaum wahrnehmbar; man solle deshalb auf eine problematische «Uberre-
gulierung» verzichten. Denn das wirde auch die Gefahr von weiteren Regulierungen in anderen
Bereichen beinhalten. Die Mehrheit sprach sich fir das Gesetz aus, verband damit aber die Erwar-
tung, dass es mit Vorsicht und Besonnenheit umgesetzt wird — oder, wie es ein Kommissionsmit-
glied ausgedruickt hat, «so klein wie méglich».

Die Feinheiten der Methodik zur Ermittlung der zu beschrénkenden Fachgebiete kénnen im Detail
im Bericht des Regierungsrats nachgelesen werden. Entscheidend ist, was dabei herauskam. So
wurde vereinbart, dass Fachgebiete in der Gemeinsamen Gesundheitsregion (GGR), in denen
weniger als 15 Arztinnen und Arzten tatig sind, nicht kostenrelevant sind und von der Obergrenze
ausgenommen werden sollen. Die durchschnittliche Versorgungsdichte liegt in der GGR bei

117 %. Was uber dem Durchschnitt liegt, wird bezlglich Versorgung als bedarfsgerecht erachtet.
Das betrifft folgende acht Fachgebiete: Anasthesiologe, Kardiologie, Neurologie, Ophthalmologie,
Orthopéadische Chirurgie und Traumatologie des Bewegungsapparats, Oto-Rhino-Laryngologie,
Radiologie und Urologie. Das heisst: Wer sich in diesen Bereichen als Arztin oder Arzt niederlas-
sen moéchte, muss unter Umstanden warten, bis eine andere Arztin oder ein anderer Arzt seine
Praxistatigkeit aufgibt.

Welche finanziellen Auswirkungen hatte die Umsetzung? Die Direktion rechnet mit Einsparungen
von rund CHF 7,7 Mio. Denn jede Praxis verursacht Zusatzkosten in der OKP von ca. CHF 0,5
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Mio. pro Jahr. Dass dieser Betrag angesichts der Milliardenkosten im Gesundheitswesen quasi ein
Tropfen auf den heissen Stein ist, sahen alle ein. Aber auch sonst war es einem Teil der Kommis-
sion nicht geheuer dabei, wenn mit Mitteln in den Gesundheitsmarkt eingegriffen wird, die einem
faktischen Berufsverbot gleichkommen.

Die Vorlage war deshalb bis zum Schluss ziemlich umstritten. Speziell die Arztegesellschaft und
der Spitalverband warnten davor, Gberhaupt irgendwelche Disziplinen zu beschranken. Darum
kommt man im Kanton Basel-Landschaft aber nicht herum, weil ihn bekanntlich das Kantonsge-
richt dazu verpflichtet hat, eine gesetzliche Grundlage fir die Zulassungsbeschrankung zu schaf-
fen. Man konnte allerdings auch nur ein oder auch gar kein Fachgebiet beschranken. Seitens
Krankenversicherungsgesetz (KVG) wird dies nicht strikt ausgeschlossen. Zwar miissen Zustan-
digkeiten und Zulassungen sowie die Durchfiihrung des Prozesses auf gesetzlichem Weg geregelt
sein. Wirde sich aber herausstellen, dass es im Kanton gar nicht angezeigt ist, ein Fachgebiet zu
beschréanken, ware es auch nicht bundesrechtswidrig, darauf zu verzichten. Wie viele Fachgebiete
am Schluss effektiv beschrankt werden, hangt letztlich davon ab, was der Regierungsrat in der
Verordnung regelt.

Der Kommission ist es aber wichtig, dass potentielle Arztinnen und Arzte von einer strengen Regu-
lierung nicht abgeschreckt werden, im Kanton ihre Wurzeln zu schlagen. Deshalb hat sie dem Re-
gierungsrat mit auf den Weg gegeben, er solle zuséatzliche Kriterien zur Bestimmung bzw. Be-
schrankung von den zu regulierenden Fachgebieten in der Verordnung integrieren. Erstens wiirde
dies die Allgemeine Innere Medizin, die Praktische Arztin oder der Praktische Arzt und die Kinder-
und Jugendmedizin bzw. Kinder- und Jugendpsychiatrie/-therapie von der Regulierung ausneh-
men. Zweitens wiirde dies Fachgebiete betreffen, bei denen wegen der Altersstruktur der Nieder-
gelassenen eine Unterversorgung droht.

Am Gesetz selber hat die Kommission nur eine Anderung vorgenommen. Sie beschloss in § 35a
Abs. 4, dass ungenutzte Zulassungen nicht nach sechs, sondern erst nach zwdolf Monaten verfal-
len sollen. Das heisst, dass Arztinnen und Arzte, die eine Bewilligung fiir eine Praxisertffnung ab-
holen und sie auch erhalten, ein Jahr Zeit haben sollen, bis diese Bewilligung ungenutzt wieder
verfallt. Die Kommission fand zwar, dass dies etwas lang sei und man aufpassen muisse, dass
keine Bewilligungen auf Halde eingeholt werden. Das Problem ist aber, dass Basel-Stadt diesen
Punkt bereits geregelt und die zustandige Kommission dies abgesegnet hat. Es wére zwar kein
Beinbruch, aber nicht gerade ideal, wenn in einem an sich gleichlautenden Gesetz dieser Punkt
unterschiedlich geregelt ware. Deswegen hat die Kommission ohne Gegenstimme beschlossen,
mit Basel gleichzuziehen und den Absatz zu andern.

Eine weitere Anderung betrifft den Landratsbeschluss. Dort hat die Kommission mit 9:4 Stimmen
eine zusatzliche Ziffer eingefligt und méchte damit die Direktion verpflichten, die zustandige Kom-
mission im Rahmen eines Monitorings regelmassig tber die Auswirkungen der Regelung auf die
Kosten, die Patientenstrome und die Versorgungssicherheit zu informieren.

Die VGK beantragt dem Landrat mit 9:2 Stimmen bei 2 Enthaltungen, dem beiliegenden Landrats-
beschluss zuzustimmen.

- Eintretensdebatte

Stefan Meyer (SVP) sagt, das Geschéft sei tiber vier Monate in der VGK intensiv diskutiert wor-
den. Die unterschiedlichen Ansichten in der Kommission reflektieren sich auch in der Fraktions-
meinung. Die SVP-Fraktion ist fur Eintreten. Die Vorlage ist in der vorliegenden Form diskutabel
und es ware nur wenig sinnvoll, das Geschaft nun zu beerdigen oder an die Kommission zurtck-
zuweisen. Einerseits besteht die Verpflichtung seitens Bundesrecht, dass etwas gemacht werden
muss. Wieviel gemacht wird, ist den Kantonen freigestellt. Andererseits leidet die Bevdlkerung im
Kanton unter der Pramienlast und entsprechend besteht ein Anspruch, dass etwas in diese Rich-
tung getan wird. Eine Kommissionsminderheit argumentiert hingegen, dass mit der Vorlage noch-
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mals mehr Birokratie in einem System geschaffen wird, das bereits unter der Birokratie &chzt.
Hierbei sind nattrlich nicht nur die Kantone in der Verantwortung, sondern auch der Bund. Zudem
handelt es sich um einen sehr starken Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit und um eine nicht sehr faire
Losung. Der Besitzstand wird gewahrt und zwar unabhangig davon, ob die Qualitat gut und die
Kosteneffizienz gegeben ist. Jiingere Arztinnen und Arzte werden aber vielleicht abgeschreckt,
sich in eine gewisse Fachrichtung weiterzuentwickeln. Die Auswirkungen davon sind unbekannt.
Der Kanton Zurich hat vor zwei Wochen das Ganze sistiert. Auch in anderen Kantonen besteht
somit ein Zwiespalt, was in dieser Hinsicht momentan gemacht werden soll. Ein Grund dafur ist,
dass auf nationaler Ebene derzeit vieles lauft. Erstens betrifft dies die einheitliche Finanzierung
von ambulanten und stationaren Leistungen (EFAS) und zweitens die neuen Tarife, die unterwegs
sind und Geld weg von den Spezialistinnen und Spezialisten und hin zu den Hausé&rztinnen und
Hausarzten transferieren sollen. Dies sollte alles bertlicksichtigt werden.

Mehrheitlich wird die SVP-Fraktion das Gesetz unterstitzen.

Urs Roth (SP) dankt der Kommissionsprasidentin flr ihre Ausfiihrungen, welche die wichtigsten
Punkte beleuchtet habe. Der Bund verpflichtet die Kantone in einem oder mehreren medizinischen
Fachgebieten, die Anzahl der Leistungserbringer zu beschranken. Die Zulassungsbeschrankung
soll die Zunahme in denjenigen Bereichen regulieren, wo es bereits heute eine ausreichende Ver-
sorgung oder eine Uberversorgung gibt und Handlungsbedarf besteht. Es ist keine Kann-
Bestimmung, sondern eine Verpflichtung, und es kann nicht negiert werden, dass es in der Region
Uberversorgte ambulante Bereiche gibt.

Urs Roth mdchte nicht in Zweifel ziehen, dass es sich um einen Markteingriff handelt. Wie auch
sonst in vielen Fallen im Gesundheitsweisen handelt es sich um einen regulierten Markt. Solche
Barrieren fur den Markteintritt werden nicht unsorgfaltig oder leichtfertigt errichtet. Deshalb er-
scheint essentiell, was die VGK dem Regierungsrat fur die Umsetzung auf den Weg mitgegeben
hat: Die Beschrankung soll mit grossem Bedacht und Zurlckhaltung erfolgen. Mittel- bis langfristig
gibt es namlich nicht nur einen Pflege-, sondern auch einen Arztenotstand. Zudem braucht es gute
Datengrundlagen, auf deren Basis die Markteingriffe erfolgen. In zwei oder drei Bereichen wird
eine Regulierung durchaus sinnvoll sein, auch wenn dies vielleicht auf einzelne Arztinnen oder
Arzte, die warten missen, negative Auswirkungen haben wird — es werden aber nicht samtliche
der genannten Bereiche sein.

Noch zwei wichtige Punkte: Die entsprechende Verordnung wird in ein Vernehmlassungsverfahren
bei den Leistungserbringern etc. gehen. Es ist wichtig, dass die Verordnung nicht nur mit Bedacht,
sondern auch unter Einbezug der Expertinnen und Experten erarbeitet und umgesetzt wird. Zwei-
tens wurde in der Kommission immer wieder dartiber diskutiert, welchen Einfluss das Parlament
nehmen kann. Im Landratsbeschluss (Beschlussziffer 2) wurde eine Monitoring-Verpflichtung auf-
genommen. Die VGK wird regelmassig eine Berichterstattung tUber die Auswirkungen der Mass-
nahme erhalten. Auf dieser Grundlage kann sich der Landrat dann einbringen — sollte er eine poli-
tische Diskussion fur notwendig halten.

Die SP-Fraktion ist einstimmig fur Eintreten und die Umsetzung.

Sven Indbnit (FDP) gibt bekannt, dass die FDP-Fraktion Nichteintreten beantrage. Sollte der
Landrat dennoch auf die Vorlage eintreten, wird die FDP-Fraktion das Gesetz sicherlich ablehnen.
Weshalb ist das Gesetz aus Sicht der FDP der falsche Weg? Es handelt sich schlicht um eine
Blindflugmassnahme. Die mittel- und langfristigen Auswirkungen auf die Versorgung im Kanton
sind alles andere als klar. Eine Birokratie wéchst an und letztendlich torpediert der Eingriff die
Umwaélzungen, die nun ohnehin im ambulanten Sektor laufen. Sven In&bnit erinnert an ambulant
vor stationar, an EFAS und an den Wechsel von TARMED zu TARDOC. All dies hat einen Einfluss
auf die ambulante Versorgung und nicht nur auf die Grundversorgung. Auch die angesprochenen
Fachgebiete gehoren zur Grundversorgung, wie etwa der HNO- oder der Augenarzt (Ophthalmo-
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logie). Auf eine augenarztliche Kontrolle wartet man Monate. Wo soll hier die sogenannte Uberver-
sorgung sein?

Der Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit wurde bereits genannt. In Artikel 27 der Bundesverfassung
steht — hierbei blickt Sven Indbnit zur SVP —, dass in der Schweiz eine freie Berufsausiibung statt-
finden soll. Die Regulierung steht dem klar entgegen. Fur einmal hat der Regierungsrat des Kan-
tons Zirich etwas mehr Rickgrat gezeigt, indem er — und nicht das Parlament — das Projekt mit
der Zulassungssteuerung beerdigt hat. Der Ziircher Regierungsrat hat die vorhin genannten Punk-
te in seine Uberlegungen einbezogen und kam zum Schluss, dass die kantonalen Ressourcen auf
die Grundversorgung fokussiert werden sollen und nicht auf unklare Massnahmen, die zu wenig
bringen.

Vorhin wurde gesagt, die Vorlage sei wichtig fir die Krankenkassenpramien etc. Der Regierungs-
rat geht von einem Spareffekt von CHF 7,7 Mio. aus. Werden diese auf die rund

500'000 Versicherten in der GGR heruntergebrochen, entspricht dies CHF 16.— pro Jahr pro Pré-
mienzahler. Diese CHF 16.— sind nicht einmal fiir den Kanton relevant, denn dieser bezahlt nichts
an die ambulante Versorgung in den Arztpraxen, sondern nur im stationaren Bereich. Der Kanton
spart somit nichts ein, sondern muss im Gegenteil zahlreiche Gremien bestlicken, um die Hochst-
zahlen zu ermitteln, und Arbeitsgruppen zu leiten. Es handelt sich um eine komplexe Ubung. Die
CHF 7,7 Mio. kdnnen auch in ein Verhaltnis zum Kassenwechsel gesetzt werden, der alleine in der
Region CHF 40 Mio. kostet.

Ein weiterer Punkt ist die Ermittlung der Hochstzahlen. Die statistische Datenlage des Bundes ist
sehr mager, was allseits bezeugt wird. Die Anhérungsgaste konnten dies deutlich aufzeigen und
auch der Kanton Zirich sagte, dass er bis auf weiteres mit der Umsetzung wartet, weil die Daten-
lage zu dunn ist. Das Beispiel der Ophthalmologie wurde bereits genannt, aber es kénnten auch
die Radiologie oder die Anasthesie angeschaut werden. Dabei handelt es sich um keine Diszipli-
nen, welche die Leute freiwillig aufsuchen, sondern aufgrund von Zuweisungen anderer Arzte. Hier
eine Hochstzahl eruieren zu wollen, die unabhangig ist von der Gesamtzahl, sondern von der Ge-
samtversorgung abhangt, ist einfach sinnlos. Es ist ein hoher Preis, der bezahlt wird. Bern hat die
Verordnung in Kraft gesetzt, was nun angefochten wurde. Breite Kreise sehen die Sinnlosigkeit
dieser Massnahme.

Fazit: Die Wirksamkeit ist unklar und ein Fokus auf die Gesundheitsversorgung in der Region er-
scheint sinnvoller. Noch ein Punkt zum Thema Verlagerung des Gesundheitsangebots: Wird bei
einer Hochstzahlbeschrankung eine Praxis in Basel-Landschaft geschlossen, ist immer auch mog-
lich, dass die Praxis stattdessen in Basel-Stadt eroffnet wird.

Sven Inabnit hat das Bild eines Patienten mit fortgeschrittener Kniearthrose vor Augen, bei dem
eine Behandlung mit homoopathischen Globuli versucht wird. Klar kann man sagen, «nitzt es
nichts, schadet es nicht». Aber hier schadet es sogar. In der Gesundheitspolitik sollte man endlich
von den homdopathischen Dosen, den Reférmchen, Schraubchen etc. wegkommen. Es braucht
grossere Reformen, es muss Uber die Spitallandschaft, tber den Krankenversicherungsgesetzleis-
tungskatalog, Uber Franchisen, Uiber Selbstverantwortung, iber die ganze Tarifierung etc. disku-
tiert werden. Und es sollte nun nicht mit dieser Uberrissenen Massnahme eine ganze Berufsgruppe
torpediert werden, die angesichts des Fachkraftemangels kinftig vielleicht fehlen wird.

Erika Eichenberger Biihler (Griine) stellt fest, Sven Indbnit habe einen richtigen Rundumschlag
gemacht. Wie sie herausgehort hat, ist er vielleicht sogar noch ein Vertreter einer Einheitskasse.
Fakt ist, die Kosten im Gesundheitswesen missen gedampft werden, ohne eine einschneidende
Qualitatseinbusse in Kauf nehmen zu miissen. Mit der vorliegenden Anderung des Gesundheits-
gesetzes wird genau dieses Ziel verfolgt. Deshalb ist die Griine/EVP-Fraktion fiir die Anderung der
Paragrafen 35a und 35b gemass Kommission. Mit der Moglichkeit der Beschrankung von Arztin-
nen und Arzten im ambulanten Bereich erhalt der Regierungsrat ein Instrument, um einem Ange-
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bot, das den Bedarf deutlich Ubersteigt, den Riegel vorzuschieben, und das Angebot dem tatsach-
lichen aktuellen Bedarf anzupassen. Die Grine/EVP-Fraktion erachtet dies als sehr sinnvoll. Des
Weiteren handelt es sich auch um einen Auftrag des Bundes. Die Angebotseinschrankung ist eine
von mehreren Mdglichkeiten, die stetig wachsenden Kosten im Gesundheitsbereich in den Griff zu
bekommen. Wer die Wirkung dieser Massnahme kleinredet oder gar ablehnt, verkennt, dass es
kein alleiniges Wundermittel gibt, um die Gesundheitskosten zu senken. Es braucht eben ein gan-
zes Paket an Massnahmen und die vorliegende ist eine von vielen. Erika Eichenberger hat lieber
den Spatz in der Hand als die Taube auf dem Dach. CHF 7,7 Mio., werden geschétzt, soll die
Massnahme an Einsparungen bringen. Wie viel es tats&chlich sein wird, wird sich mit der Kosten-
Uberprifung und der Erhebung der Daten zeigen. Man sollte sich auf den Weg begeben und Er-
fahrungen sammeln und nicht von Beginn weg sagen, dass es ohnehin nichts bringe. Die vorlie-
gende Gesetzesgrundlage erméglicht, diese Erfahrung zu sammeln, und der Regierungsrat hat auf
Verordnungsebene die Mdglichkeit, bei Bedarf und auf Grundlage des Monitorings sowie der jahr-
lichen Berichterstattungen Justierungen vorzunehmen.

Das Gesundheitswesen ist kein freier Markt. Mit der Gesetzesvorlage wird versucht, diesen mit
Augenmass zu regulieren. Es handelt sich um eine gute Moglichkeit. Die angesprochenen EFAS
sind nun zwar vom nationalen Parlament verabschiedet worden, aber jetzt geht es um Verhand-
lungen und es wird sicherlich wieder ein Seilziehen zwischen den verschiedenen Interessensver-
treterinnen und -vertretern geben. Die Losung liegt noch nicht auf dem Tisch. Wirden die EFAS
kommen und brauchte es Justierungen, kénnte die Verordnung entsprechend angepasst werden.
Fur eine solche Steuerung ist eine gute Datenbasis wichtig. Hierbei besteht noch Verbesserungs-
bedarf, was die VGK zur Kenntnis nehmen konnte. Erika Eichenberger ist sicher, dass daran ge-
arbeitet wird.

Die Grine/EVP-Fraktion begrisst das Monitoring, anhand dessen die Auswirkungen ersichtlich
werden und Anpassungen vorgenommen werden kénnen. Die Kommission hat dank der Bericht-
erstattung die Méglichkeit, das Thema weiterhin zu diskutieren und im Auge zu behalten.

Lehnt die FDP-Fraktion das Gesetz tatsachlich ab und wird keine 4/5-Mehrheit erreicht, wird es
eine Volksabstimmung geben. Die FDP wird dann der Bevolkerung erklaren missen, weshalb sie
gegen Kosteneinsparungen im Gesundheitswesen ist, nachdem sie mit grosser Gebarde mehrfach
Vorstdsse eingereicht hatte, um Kosten zu senken. Nun kommt der erste Vorschlag und die FDP
sagt Nein.

Marc Scherrer (Die Mitte) sagt, der Mitte-Fraktion gehe es ahnlich wie der SVP und sie wisse in
diesem Fall nicht genau, was richtig und was falsch sei. Der gemeinsame Nenner ist, dass alle
einen Beitrag zur Einsparung von Kosten im Gesundheitswesen leisten wollen. Der Landrat fihrt
diese Diskussionen schon langer und es gibt viele unterschiedliche Ideen und Anséatze. Stefan
Meyer hatte bereits die intensiven Kommissionsberatungen erwahnt. Es wurden verschiedene
Anhdrungen gemacht. Dabei wurde ersichtlich — dies ein Beispiel, um die Komplexitat der Thema-
tik und der Entscheidungsfindung aufzuzeigen —, dass selbst die Aussage, dass eine Mengenaus-
weitung bei Arzten zu héheren Kosten fuhrt, bestritten ist. Es gibt Vertreter, die sagen, es gebe
keine Studien, die dies belegen. Andere sagen, es gebe solche Studien. Ein weiteres Beispiel war
die Frage, ob die Grenzgangerinnen und Grenzganger eingerechnet sind. Gewisse sagen, diese
seien nicht bertcksichtigt worden, missten es aber sein, weil die Zahlen in dem Fall ganz anders
aussehen wirden. Andere sagen, diese seien in den Berechnungen enthalten. Wie soll die VGK
bei diesen Beispielen beurteilen kénnen, wer Recht hat und wer nicht. Ein weiteres Beispiel sind
die CHF 7 Mio. Vielleicht sind es CHF 20 Mio., vielleicht sind es null. Und selbst wenn es

CHF 7 Mio. sind, dann ist es nicht klar, ob es die von Sven In&bnit genannte Erleichterung von
CHF 16.— auf die Pramien gibt; Marc Scherrer hat dies extra nochmals bei einem — so genannten
— Gesundheitsexperten abgeklart. All diese Beispiele zeigen, wie schwierig es fur ein Milizparla-
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ment ist, zum Schluss zu kommen, dass es sich um gutes Gesetz handelt.

Marc Scherrer nervt etwas, dass nun auf Kantonsebene mittels eines Flickenteppichs versucht
werden muss, die Kuh vom Eis zu bringen und Kosten zu sparen, nur weil das Bundesparlament
mit dem KVG nirgends hinkommt. Dabei handelt sich aber eigentlich um keine Kantonsaufgabe,
wahrend auf Kantonsebene vorwiegend fir eine gute Gesundheitsversorgung gesorgt werden
miisste — woriiber im Ubrigen auch diskutiert wird.

Marc Scherrer hatte sich vor neun Jahren, als er in den Landrat gewahlt wurde, geschworen, dass
er nie einem Gesetz zustimmen werde, hinter dem er nicht zu 100 % stehen kann und bei dem er
nicht zu 100 % Uberzeugt ist, dass es etwas bringt. In diesem Fall muss er seine damalige Aussa-
ge etwas zuricknehmen, weil das Bundesgesetz ein Gesetz vorschreibt. Der Landrat kénnte nun
beschliessen, kein Gesetz zu beschliessen. So hat Zirich einen Marschhalt eingelegt und andere
Kantone haben noch gar nichts vorzuweisen. Die Kavallerie des Bundes kommt vielleicht, oder
auch nicht. Marc Scherrer halt dies aber nicht fir den richtigen Ansatz. Das Gesetz sollte be-
schlossen werden, damit fir den Fall, dass man dereinst mit gréosserer Sicherheit sagen kann, ob
es etwas bringt, ein Handlungsspielraum besteht. Wird das Gesetz jedoch abgeschossen, besteht
dieser Handlungsspielraum nicht mehr.

Das Monitoring und die regelméssige Berichterstattung an die VGK sind wichtig, damit die Kom-
mission nahe am Thema und im Austausch mit der Direktion bleibt. Zur Ehrrettung des Regie-
rungsrats: Marc Scherrer glaubt nicht, dass der Regierungsrat auf Verordnungsebene etwas be-
schliessen wird, das dem Wirtschaftsstandort zu fest schadet oder in einem Bereich zu einer Un-
terversorgung fuhrt, worunter die Bevolkerung leiden wirde. Der Regierungsrat wird dies auf Ver-
ordnungsebene so regeln, dass es sowohl hinsichtlich der Finanzen als auch der Versorgung
passt.

Die Mitte-Fraktion hatte noch einen Vorschlag. Mit der vorliegenden Fassung handelt es sich um
den Versuch, die eierlegende Wollmilchsau zu gebéren. 8§ 35a ist unbestritten. 8 35b Absatz 1
koénnte hingegen so geandert, dass es heisst: «Der Regierungsrat kann in einem oder mehreren
medizinischen Fachgebieten oder in bestimmten Regionen Hochstzahlen fur Arztinnen und Arzte
festlegen». Aktuell heisst es: «Der Regierungsrat legt in einem...». Mit diesem Vorschlag hatte der
Kanton Basel-Landschaft ein Gesetz, wie dies vom Bund vorgeschrieben wird. Der Regierungsrat
hatte die Mdglichkeit, per Verordnung Disziplinen einzuschréanken, und die Kommission ware mit
dem Monitoring gentigend nah am Thema dran. Wirde das Ganze nicht «verhebens, kénnte mit-
tels Vorstossen korrigierend eingegriffen werden.

Das Gesetz kann selbstverstandlich vors Volk gebracht werden, was aber aufgrund der Komplexi-
tat des Geschafts wohl nicht ganz einfach werden wirde.

Manuel Ballmer (GLP) nimmt vorweg, die GLP-Fraktion sei einstimmig fur Eintreten und fir die
Umsetzung des vorliegenden Gesetzes. Bereits in der Vernehmlassung hat die Fraktion mehrere
Varianten aufgezeigt. Die vorliegende Umsetzung wurde zwar damals als zweitbeste Variante be-
zeichnet, jedoch hat sich die Fraktion in der Zwischenzeit Giberzeugen lassen, dass der Regie-
rungsrat eine Vorlage vorlegte, die aus dem schlechten Blatt des Bundes das Beste macht. Fir die
GLP-Fraktion ist der freie Marktzugang ein hohes Gut. Wo jedoch Marktversagen herrscht, muss
der Staat eingreifen. Es handelt sich nicht um einen freien Markt, wie Urs Roth bereits sagte, son-
dern um einen bereits stark regulierten. Sven Indbnit sei gesagt, dass es keine CHF 100 Mio.-
Massnahmen gibt, welche die Kosten massgeblich senken wirden. Fir die FDP-Fraktion sind an-
scheinend CHF 7,7 Mio. nichts. Erwartet man, dass der Betrag aufgrund des zusatzlichen Auf-
wands beziehungsweise der vielen hochdotierten Mitarbeitenden fiir die Bewéltigung des zuséatzli-
chen administrativen Aufwands wieder weggefressen wird? Gemass Marc Scherrer kdnnten es
sogar CHF 20 Mio. sein. Aber der Redner hat nirgends gehdrt, dass am Schluss mehr bezahlt
werden muss. Deshalb ist es mindestens ein Beitrag, wenn auch nur ein kleiner, an die Senkung
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der Gesundheitskosten. Es muss, wie Sven Indbnit gefordert hatte, tiber die anderen Themen dis-
kutiert werden, Uber grosse Reformen der Spitallandschaft, tber Tarmed etc. Aber es muss auch
Uber kleine Schritte debattiert werden, auch wenn noch nicht genau bekannt ist, wie hoch die Ein-
sparungen sein werden. An Marc Scherrer: Wenn sich der Landrat einig ist, dass Einsparungen
gemacht werden mussen, weshalb tut er es nicht? Hoffentlich wird dem Gesetz mit mehr als einem
4/5-Mehr zugestimmt. Alle ausser dem Redner haben Fraktionskollegen und -kolleginnen in Bern,
welche die Kuh vom Eis bringen kénnten.

Die GLP-Fraktion ist Uberzeugt davon, dass der Regierungsrat gentigend liberal eingestellt ist und
glaubt, dass auch auf Verordnungsstufe gute und ausgewogene Varianten erarbeitet werden.

Regierungsrat Thomi Jourdan (EVP) dankt fur die mehrheitlich gute Aufnahme der Gesetzes-
grundlage. Die Gesundheitspolitik &hnelt manchmal einem Buch mit sieben Siegeln. Auf verschie-
denen Staatsebenen sind Aufgaben zu erledigen. Verortet Sven Inébnit den CHF 100 Mio.-Jackpot
in der Frage der Tarifierung oder des Leistungskatalogs oder der Ausgestaltung des Krankenkas-
sensystems, so sind diese Fragen nicht auf Kantons-, sondern auf Bundesebene zu regeln. Die
Bundespolitik muss hier nicht diskutiert, sondern dies kann denjenigen Uberlassen werden, die
Manuel Ballmer bereits erwahnt hat. Tatsache ist auch, dass die Kantone erstaunlich viele Mog-
lichkeiten haben, die Gesundheitspolitik zu gestalten und dafir zu sorgen, dass sowohl auf Quali-
tats- als auch auf Kostenseite ein gutes System geschaffen werden kann. Es ist jedoch notwendig,
dass Parlament und Regierungsrat Verantwortung tibernehmen, Entscheide treffen und zwischen-
durch auch mutig sind. Der Redner schaut lieber ins KVG als nach Zurich, um zu klaren, was die
Kantone tun missen. Darin steht: «Die Kantone beschrénken in einem oder mehreren medizini-
schen Fachgebieten oder in bestimmten Regionen die Anzahl der Arzte und Arztinnen.» Es han-
delt sich um eine Bundesvorgabe. Der Redner geht davon aus, dass bei allen ein Rechtsverstand-
nis vorhanden ist, dass eine Bundesvorgabe erflillt werden muss, unabhéngig davon, ob ein ande-
rer Kanton dies mit dem Wort «vorlaufig» vor sich herzuschieben versucht. Fakt ist — und dies wird
hier im Landrat beinahe jede zweite W oche betont — dass die Krankenkassenpramien steigen und
insbesondere in der Region Basel die ambulant-arztlichen Leistungen tberproportional teurer sind
als dies zu erwarten ware. Nach Einbau einer grossen Sicherheitsmarge kam man zum Schluss,
dass die Leistungen tberproportional teurer sind als in anderen Regionen und Kantonen. Zwei
Dutzend Vorstdsse wurden in den letzten acht Monaten zu Gesundheitsthemen eingereicht. Auch
wenn noch weitere zwei Dutzend eingereicht werden, wird die Gesundheitspolitik damit nicht ver-
andert. Verandert wird sie nur durch das Fallen von Entscheidungen. Es braucht die Bereitschaft,
einen Schritt zu tun, womit vielleicht ein Teil der Uberzeugungen hinterfragt werden mag, jedoch
insgesamt trotzdem richtig erscheint. Die ambulante Zulassungssteuerung ist auch nichts Neues,
denn im akutsomatischen Bereich und in der Psychiatrie gibt es heute bereits Spitallisten, ebenso
arbeitet man bei der Rehabilitation an einer Regulierung und Planung. Nun ist das vierte Thema
die ambulante Zulassungssteuerung. Uberall wird mit anderen Instrumenten gearbeitet: In der
Psychiatrie gibt es den Verlagerungsdialog, in der Akutsomatik den Mengendialog, dies in der
Uberzeugung und mit dem Wissen, dass der erste Wurf vermutlich noch nicht der beste ist, son-
dern es Anpassungen brauchen wird. Momentan arbeitet man an der Spitalliste 2.0.

Das hier gewahlte Vorgehen wird evaluiert und es wird dartiber berichtet. Die Wirkung der Instru-
mente wird Uberprift und wenn nétig werden diese angepasst. An Marc Scherrer und Manuel
Ballmer: Selbstverstandlich ist die Wirtschaftsfreiheit und die Beriicksichtigung der privaten Inte-
ressen — seien es digjenigen der Institutionen oder der érztlichen Leistungserbringer — wichtig. Es
handelt sich nicht um einen Blindflug. Es braucht auch kein neues Gremium. Damals wie heute
und morgen erfolgt das Ganze im Rahmen der Gemeinsamen Gesundheitsregion. Es wird ver-
sucht, gemeinsam die Planungsgrundlagen zu erarbeiten, aber es werden baselbieterspezifische
Zulassungen erlassen, damit singuldr geplant werden kann, unter Beriicksichtigung der Planungen
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in Basel-Stadt.

Mit der vorliegenden Gesetzesgrundlage wird noch nichts reguliert, sondern diese soll die Mdg-
lichkeit geben, mittels Verordnung zu regulieren. Wird das Gesetz jedoch abgelehnt und stellt man
in zwei, drei Jahren fest, es sollte trotzdem etwas unternommen werden, beginnt der ganze Ge-
setzgebungsprozess nochmals von vorne. Es ware viel einfacher, die Gesetzesgrundlage zu ha-
ben und auf Verordnungsebene und mit Augenmass den richtigen Entscheid zu treffen. Die VGK
hat dies verstanden. Sie hat verstanden, dass der Regierungsrat bereit ist, das Thema mit viel
Augenmass anzugehen. Es werden nicht im gleichen Umfang Disziplinen eingeschrankt, wie dies
2022 mit dem ersten Entwurf der Verordnung vorgesehen war. Die VGD hat zudem Vorschlage
gebracht, wie der Handlungsspielraum eingeschrankt werden kann, beispielsweise, indem gewisse
Fachbereiche im Gesetz erwahnt und explizit ausgenommen werden, oder indem im Gesetz steht,
dass die Altersstruktur der heutigen Leistungserbringer berlcksichtigt werden misse, damit ein
moglichst geringer negativer Einfluss auf Aus- und Weiterbildung der Arztinnen und Arzte entsteht
und es nicht zu einer Unterversorgung kommt.

Der Regierungsrat ist in der Lage, dies mit Augenmass umzusetzen. Den CHF 100 Mio.-Jackpot
wird man nicht erhalten. Aber in den nachsten Jahren wird der Regierungsrat eine Reihe von Vor-
schlagen bringen und das Parlament herausfordern, Verantwortung und Mut zu zeigen. Es braucht
Entscheidungen, um vorwarts zu kommen, nicht nur Vorstésse und Zeitungsartikel. Der Redner
bittet die Landratsmitglieder darum, die Verantwortung zu tbernehmen und auch bereit zu sein,
dem Regierungsrat die Verantwortung zu tUbergeben, dass er mit Augenmass und in Abwagung
des hier Gehdorten — der Redner versteht die vielen Fragen — Anpassungen vornimmt. Es braucht
eine Politik der kleinen Schritte auf verschiedenen Ebenen. Auf EVAS warten bereits einige Politi-
kergenerationen. Ist EVAS (ber die Bihne gegangen, muss dasselbe mit der Tarifierung gesche-
hen, ansonsten nitzt EVAS nichts. Wartet man nur auf Veranderungen auf Bundesebene, kann
alles zur Seite gelegt werden. Der Bund gibt den Kantonen Kompetenzen und Verantwortung, und
sie tun gut daran, diese mit Augenmass wahrzunehmen. Diese Vorlage ist eines von vielen In-
strumenten. Der Redner appelliert an die Verantwortung des Landrats, Mut zu haben und Ent-
scheidungen zu treffen. Es wird auch in Zukunft schwierig bleiben und das abschliessende Ergeb-
nis wird nicht bereits bei der Beratung bekannt sein. Der Regierungsrat wird immer bereit sein, der
Kommission und dem Parlament Bericht zu erstatten, welchen Effekt die Ergebnisse haben. Man
darf schlauer werden und auch etwas aufheben, wenn man feststellt, dass es in die falsche Rich-
tung geht. Diese Kompetenz traut der Redner dem Landrat und dem Regierungsrat zu.

Pascale Meschberger (SP) ist méglicherweise direkt betroffen und kann sich vorstellen, dass ihre
Fachdisziplin auch auf der Liste landet. Wer Medizin studiert, mochte etwas flr die Gesundheit der
Bevolkerung tun. Aber die Medizinerinnen und Mediziner schaffen sich ihren Markt zu einem gros-
sen Teil auch selber. Der monetare Aspekt ist wichtig. Dies war friiher sogar in den 6ffentlichen
Spitéalern ersichtlich, als die leitenden Arzte Honorare erhielten, wenn sie private Versicherte be-
handelten. Bei Privatversicherten wurden viel haufiger Operationen durchgefiihrt. Es ist auch er-
sichtlich — auch statistisch gesehen —, dass in den Bereichen, in denen mehr Geld verdient werden
kann, viel mehr operiert wird. Die Rednerin ist froh, wenn eine Regulierungsmaoglichkeit geschaffen
wird. Dabei sieht sie nicht nur den monetéren Aspekt, sondern erhofft sich auch eine gewisse
Steuerung nach Bedarf. Es gibt jetzt bereits zu wenig Fachérztinnen in der Padiatrie, Allgemein-
medizin und Psychiatrie. In diesen Féachern verdient man viel zu schlecht. Kénnte etwas mitge-
steuert werden, ware dies fir die kiinftige Gesundheitsversorgung sehr gut. Andere Lander ma-
chen es etwas cleverer, was auch nicht nur praktisch ist fir die Medizinstudierenden: In Frankreich
gibt es nach dem Studium eine Priifung und es kann diejenige Fachrichtung gewahlt werden, fur
welche die Note reicht. Frankreich kennt den Bedarf an Herzspezialisten, Chirurginnen etc. relativ
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genau und bildet entsprechend aus. Es ware einfacher, dies so zu handhaben, jedoch wiirde es
noch komplizierter, dies einzufihren.

Urs Roth (SP) sagt an die Adresse von Sven In&bnit, die Diskussion in der VGK sei nicht verge-
bens gewesen. Es war eine gute fachlich-politische Diskussion. Die Umsetzung soll mit Augen-
mass oder bedacht erfolgen — dies ist keine Worthtilse. Die Datengrundlage soll verbessert wer-
den, was bereits in der Kommission diskutiert wurde. Es geht heute darum, dass eine gesetzliche
Grundlage geschaffen wird. Immer dann, wenn es konkret wird, werden mogliche Einsparpotenzia-
le bagatellisiert und es gibt immer Griinde, um dagegen sein zu kdnnen. So kommt man nicht vor-
warts. Der Redner bittet um einen Schulterschluss, damit die Grundlage fir die Umsetzung ge-
schaffen werden kann, und, um mehr Einflussmoglichkeiten zu haben, das Ganze mit etwas mehr
Vertrauen in die Institutionen, auch den Regierungsrat, auszustaffieren.

Markus Graf (SVP) versucht, einen Teil der eigenen Fraktion sowie die FDP-Fraktion auf den rich-
tigen Kurs zu bringen. Die Kostendampfung ist seit seiner Wahl in den Landrat, seit etwa neun
Jahren, ein Thema, aber erreicht wurde noch nichts — im Gegenteil. Nun hétte man als kleiner
Kantonsparlamentarier die Mdglichkeit, etwas zu tun, auch wenn es sich vielleicht nur um einen
kleinen Schritt handelt. CHF 7 Mio. ist immer noch viel Geld.

Zu Sven Indbnit: Auch dem Redner widerstreben Regulierungen. Wenn es aber die Wirtschaft
nicht schafft, muss der Staat regulieren. Dies hat man bereits mit den Deponien erlebt: Die Depo-
nie Holi war innert kurzer Zeit gefillt und der Staat musste eingreifen. Mit dem neuen Gesetz er-
halt der Regierungsrat Handlungsspielraum. Der Bund erhofft sich mit der Zulassungsbeschran-
kung, dass sich neue Arztinnen und Arzte abseits der Peripherie niederlassen und nicht immer nur
in den Zentren, sondern auch dort, wo Mangel herrscht. Deshalb ist es wichtig, die Vorlage auch in
einem Gesamtkontext zu sehen. Viele Kantone haben dies bereits gesetzlich geregelt. Die Radio-
logie sticht aus den medizinischen Fachgebieten hervor, aber auch die orthopadische Chirurgie,
Traumatologie und auch die plastische und asthetische Chirurgie, die stark tbervertreten sind. Es
gibt eine Internetseite (www.zulassungsstopp.ch), die zu besuchen sich lohnt: Sie zeigt, welche
Kantone etwas geregelt haben und in welchen Fachgebieten eine Uberversorgung herrscht. Der
Kanton Genf, der mit Basel-Landschaft verglichen werden kann, hat eine Liste mit Giberversorgten
Fachgebieten.

Es wurde gesagt, die Kantone miissten das Bundesgesetz umsetzen und es gebe eine Uber-
gangszeit bis 30. Juni 2025. Dies ist ein Vorteil des Féderalismus: Jeder Kanton kann die Vorgabe
anders umsetzen. Deshalb ist es wichtig, dies zu tun. Es geht darum, Erfahrungen zu sammeln.
Was jetzt beschlossen wird, ist vielleicht nicht der Weisheit letzter Schluss, aber es missen Erfah-
rungen und Daten gesammelt werden. Das Gesetz ist offen formuliert und gibt trotzdem die Si-
cherheit fur eine bedarfsgerechte Versorgung. Welches der effektivste Weg ist, dies kann hier im
Saal noch niemand sagen. Der Redner setzt sich flr das neue Gesetz ein, denn das Parlament ist
es dem Pramien- und Steuerzahlenden schuldig, endlich etwas zu tun. Etwas zu tun sollte das
Anliegen der Unternehmerpartei FDP sein. Lange genug wurde nichts getan.

Sven Indbnit (FDP) repliziert auf verschiedene blumige und flammende Pladoyers. Es ist ein Ge-
setz auf Vorrat, was Regierungsrat Thomi Jourdan selber betonte. Man weiss nicht, was es brin-
gen wird. Da erstaunt die Haltung des Vorredners Markus Graf, dass gerade die SVP Gesetze auf
Vorrat plétzlich toll findet. Auch sehr erstaunt den Redner, dass Regierungsrat Thomi Jourdan dem
Regierungsrat des Kantons Ziirich ein mangelndes Rechtsverstandnis vorwirft, indem er sagt, das
Gesetz misse umgesetzt werden und wenn es die anderen nicht tun, héatten sie das Recht nicht
begriffen. Diese Aussage scheint gewagt.

Die Fraktion ist nach wie vor der Meinung, der Gesetzesartikel 6ffne Tur und Tor hinsichtlich der
Ausgestaltung der Verordnung. Es mag sein, dass diese mit Bedacht gestaltet ist und es wurde
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auch gesagt, dem Regierungsrat werde vertraut, dass es so umgesetzt wird. Der Redner veriibelt
Marc Scherrer diese Aussage nicht, denn friher hiess seine Partei anders und der Satz «Glauben
macht selig» war vielleicht massgebend. Fir den Redner sollte klar sein, wo die Regulierung er-
folgt.

Es gibt ein Problem bei der arztlichen Versorgung. Zwei von funf Arzten kommen aus dem Aus-
land. Eine solche Einschrankung beschrankt die Perspektive der inlandischen Arztinnen und Arzte,
die sich weiterbilden und mit einem Facharzttitel praktizieren wollen. Es geht hier um die Versor-
gung und nicht ums Finanzielle. Die grossen Wiirfe sind schwierig. Hier geht es um CHF 7 Mio.,
die alles andere als sicher sind, und damit wird die erweiterte Grundversorgung im Kanton aufs
Spiel gesetzt. Vor allem, da noch nicht bekannt ist, wie in Basel-Stadt die Praxiseréffnungen ge-
handhabt werden. Das wirde den Redner interessieren: Schliesst eine Praxis und will Basel-Stadt
eine erdffnen, gibt dann der Kanton Basel-Landschaft einfach klein bei? Die Umwalzung konnten
die nationalen Parlamentarier nicht voraussehen, als sie vor ein paar Jahren den Zulassungsstopp
einfihrten. Die Haltung ist: Man kann nichts tun, muss aber. Allerdings muss auch den Entwick-
lungen Rechnung getragen werden, und der ambulante Bereich sieht heute anders aus als da-
mals, als das Gesetz eingefihrt wurde.

Zu Landrétin Erika Eichenberger. Die FDP-Fraktion hat keine Angst vor einer Volksabstimmung —
im Gegenteil, sie ist gespannt, wie die linke Seite erklart, was auf dem Spiel steht beziiglich der
arztlichen Grundversorgung im Kanton. Eine Volksabstimmung wére ein Lakmustest fir das, was
Thomi Jourdan gesagt hat: Wie weit ist man bereit, Einschrankungen hinzunehmen? Wenn die
Bevolkerung bei der Abstimmung klar der Beschrankung zustimmt und alles in Kauf nimmt, sind
dies klare Signale. Der Redner wagt jedoch zu behaupten — auch aufgrund der Ergebnisse aus
Umfragen zu den Erwartungen der Bevoélkerung an die Grundversorgung — dass dies mindestens
gleich gewichtet wird. Der Redner freut sich auf eine Auseinandersetzung im Rahmen der Volks-
abstimmung und ist gespannt auf Erklarungen, um die Leute zu beruhigen, wenn ihre Grundver-
sorgung auf dem Spiel steht. Der Redner pladiert weiterhin fur Nichteintreten und fur Ablehnung
des Gesetzes.

Zum Vorschlag der Mitte-Fraktion zu § 35b: Damit wird nichts geandert, dies ist Kosmetik. Es gibt
heute bereits klare Regelungen fir eine Zulassung. Es braucht weder den § 35a noch 35b. Es
braucht keinen schwammigen Paragrafen, der dies ndher spezifiziert und Tlr und Tor far Willkar
dafur 6ffnet, was der Regierungsrat in der Verordnung festlegt.

Marco Agostini (Griine) mag die blumigen Worte von Markus Graf lieber als diejenigen von Sven
Inabnit. In Zukunft wird man haufig Gber einzelne Millionen und kleine Betrage reden muissen,
wenn der Kanton saniert werden soll. Gibt es dazu jedesmal eine Volksabstimmung, dann Gute
Nacht um sechs Uhr. Das ist nicht der richtige Weg. Das Volk muss zu den grossen Themen be-
fragt werden und nicht den kleinen Dingen. Ansonsten flhrt dies zu Dutzenden von Volksabstim-
mungen. In diesem Jahr muss ohne Scheuklappen alles angefasst und geschaut werden, wo die
Kosten reduziert werden kdnnen. Anscheinend gibt es bereits die ersten Scheuklappen, wenn es
um CHF 7 Mio. geht. Wenn darlber das Volk entscheiden soll, wird es schwierig.

Nicole Roth (SVP) sagt, es gehe darum, als Parlament konsequent im Umgang mit den Gesund-
heitskosten zu sein. Sie hat in ihrer kurzen Zeit im Landrat gelernt, dass zwischen den Absichten
und Verlautbarungen und den effektiven Handlungen eine Diskrepanz besteht. Die Gesundheits-
kosten sind hoch und die Pramien steigen. Die Uberversorgung ist eine Tatsache und die Zeitun-
gen und Medien sind voller Aussagen von Politikerinnen und Politikern, dass endlich gehandelt
werden misse. Nun kann man handeln und die Abstimmung wird zeigen, ob der Landrat dazu
auch bereit ist. Der Regierungsrat prasentiert eine Vorlage, die das Uberangebot in bestimmten
Fachgebieten und dem ungebremsten Kostenanstieg eine Grenze setzen will. Es geht um Einspa-
rungen in Millionenhéhe und nicht um eine Pflasterlipolitik. Das bedeutet eine Regulierung und
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einen Eingriff. Ob reguliert werden soll und darf, dariiber kann lange diskutiert werden. Die SVP
setzt sich stark gegen Ubermassige Regulierungen ein. Aber seit Jahren redet man tUber den Kos-
tenanstieg und dass die Regulierung, die tiber den Markt erfolgen soll, nicht greift. Heute wird ent-
schieden zwischen weiteren Monaten und Jahren, in denen es nur Lippenbekenntnisse gibt, oder
der Wahrnehmung der Verantwortung fur die Eindammung der Kosten.

Yves Krebs (GLP) hatte sich vorgenommen, nichts zur Gesundheitspolitik zu sagen, aber er fihlt
sich herausgefordert. Die gehorten Wortmeldungen sind sinnbildlich dafir, wie seit 30 Jahren in
der Gesundheitspolitik «gebastelt» wird und man keinen Schritt weiterkommt. Um herauszufinden,
dass ein Angebot auch eine Nachfrage mit entsprechender Kostenfolge generiert, braucht es keine
spezielle Studie, sondern nur gesunden Menschenverstand. Der Gesundheitsbereich kann nicht
dem freien Markt Uberlassen werden, ansonsten gibt es pl6tzlich 700 Kardiologen und Kniespezia-
listen anstatt Pflegepersonal. Man kommt nicht darum herum, den Bedarf etwas zu steuern. Irritiert
haben den Redner Wortmeldungen wie die von Sven In&bnit, der ausrechnete, dass es sich nur
um CHF 16 pro Tag handelt. Diese Rhetorik kommt ansonsten vor allem von der Gegenseite,
wenn es beispielsweise heisst, etwas koste nur einen Kaffee pro Woche. Die Voten von Markus
Graf und Marco Agostini sind dem Redner mit ihren einfachen klaren, tréfen Worten viel néher als
alle hochdekorierten Gesundheitsexperten.

Stephan Ackermann (Griine) bedankt sich bei den letzten Vorrednerinnen und Vorrednern. Diese
zeige, dass man zuversichtlich sein darf, dass im Landrat eine Lésung gefunden werden kann. Es
braucht einen Kompromiss. Der Landrat kann nicht immer nur reden, sondern muss auch handeln
und Stellung nehmen. Der Redner staunt tber die Positionierung des FDP-Sprechers. Gespart
werden muss im Grossen und im Kleinen. Dies gilt auch fir den Gesundheitsbereich. CHF 7 Mio.
stellen immerhin einen Betrag dar. Jeder Franken ist wertvoll. Viel sparen kénnte man mit einer
Einheitskasse — in der Region kdnnten damit CHF 40 Mio. eingespart werden. Ein entsprechender
Vorstoss kdnnte schon in der nachsten Sitzung eingereicht werden, um diesbeziiglich vorwarts zu
machen. Viele Bereiche ergeben in der Summe grosse Kosten. Aber auch Kleinvieh macht Mist
und dort muss angesetzt werden. Es handelt sich nicht um ein Gesetz auf Vorrat. Man wollte es
eigentlich anders l6sen, wurde jedoch zurtickgepfiffen, weil die gesetzliche Grundlage fehlte. Diese
wird nun geschaffen. Interessant ist auch, dass dies im Baselbiet zu einem Problem fuhrte und
nicht in Basel-Stadt. Bei den starken Worten, die zu héren waren, fragt sich der Redner auch, ob
es sich um die Worte von Interessensvertretern handelt. Das einzige Interesse, das der Redner
vertritt, ist, daflir zu sorgen, dass sich eine Mehrheit der Bevolkerung die Pramien wieder leisten
kann. Dazu gehoren auch kleine Einsparungen. Er dankt, dass es im Landrat schliesslich eine
Mehrheit daftir geben wird, damit das Gesetz beschlossen wird. Und dann gibt es eine Volksab-
stimmung. Marco Agostini hat die Frage aufgeworfen, was zukiinftig alles zur Abstimmung vorge-
legt wird. Der Landrat ist die Volksvertretung. Es ist sinnvoll, wenn das gesamte Parlament die in
einer Kommission erarbeiteten Kompromisse unterstitzt. Dass man sich in der Eintretensdebatte
positioniert, damit kann der Redner leben, aber anschliessend sollte Klarheit flirs Volk geschaffen
werden.

Andrea Heger (EVP) geht auf das zweite Votum von Sven Indbnit ein. Es handelt sich bei dieser
Gesetzesanpassung um einen Auftrag «von oben», nicht direkt von Gott, sondern der weltlichen
Politik. Die Bundessebene sagt, was das Baselbiet zu tun hat. Sven Inébnit hat die Bundesverfas-
sung erwahnt, aber dieselbe Bundesebene hat den Auftrag erteilt, dass etwas geregelt werden
muss — und nicht ob. Die Rednerin ist auch auf Gemeindeebene tatig. Sven Indbnit hat das Justiz-
verstandnis des Regierungsrats in Frage gestellt — aber welches hat er selber? Wenn der Landrat
etwas beschliesst, dass die Gemeinden umzusetzen haben, mochte er auch nicht, dass die Ge-
meinden dies ignorieren und sagen, der Landrat habe Uberreguliert. Es kommt vor, dass Gemein-
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deversammlungen oder Gemeinderéte etwas nicht umsetzen méchten, aber es besteht ein Auf-
trag, der nach bestem Wissen und Gewissen umgesetzt werden muss. Urs Roth hat gesagt, es
handle sich nicht um eine Kann-Formulierung. Ein Stiick weit trifft dies im Baselbieter Gesetz aber
zu. Seitens Bund ist es eigentlich ein Missen. Ebenso wurde die Qualitat ins Gesetz aufgenom-
men; somit muss nicht beflirchtet werden, dass das nicht bertcksichtigt wird. Auch Kleinvieh gibt
Mist, wie Stephan Ackermann bereits gesagt hat. Fur Parlamentarierinnen und Parlamentarier
mag es schwierig sein, einen Entscheid zu treffen und man kann sich dartiber echauffieren, dass
das Bundesparlament nicht noch mehr getan hat, wie Marc Scherrer vorhin sagte. Er ist auch in-
nerlich gespalten: Man sollte tatig sein und es nutzt nichts, den Kopf in den Sand zu stecken und
sich zu argern Uber die Bundesebene. Damit nimmt der Landrat seine Verantwortung nicht wahr.
Ein Versuch muss gewagt werden. Wird die Vorlage, wie Sven Inabnit es gerne méchte, in der
Volksabstimmung abgelehnt, kommt sie nochmals in den Landrat zurtick und dieser muss eine
andere Losung suchen. Nun liegt diese Vorlage vor und die Rednerin bittet, dieser bei der zweiten
Lesung zuzustimmen, damit nicht das Volk tber diese komplizierte Sache befinden muss.

Balz Stuckelberger (FDP) sagt, Urs Roth habe die gute Diskussion in der VGK gelobt. Der Red-
ner schliesst sich dem an und ist froh, dass so lange tUber das Thema gesprochen wurde. Je lan-
ger die Diskussion jedoch dauerte, umso klarer wurde fir den Redner, dass tUberhaupt nichts klar
ist. Niemand konnte ihn Giberzeugen, was das Gesetz bewirken soll. Die Wirkung des Gesetzes ist
irgendwo zwischen bestritten und umstritten. Klar hingegen ist der Schaden, den das Gesetz an-
richten wird — es handelt sich um einen massiven Markteingriff, der zu einer grossen Verunsiche-
rung fuhrt, und um eine Regulierung auf Vorrat. Regierungsrat Thomi Jourdan hat dies nicht so
gesagt, aber es war herauszuhéren. Man schafft das Gesetz, damit man es hat. Die FDP-Fraktion
lehnt so etwas ab. Hat er den Voten vorhin zugehdrt, insbesondere Marc Scherrer, sehen auch
andere, dass das Gesetz moglicherweise nicht viel bringt und nicht mehr gesagt werden kann als:
Es wurde etwas getan. Was genau getan wird, weiss man nicht. Der Redner |adt die Mitte-Fraktion
ein, sich zu einer klaren Stellungnahme und Positionierung durchzuringen. Die von Marc Scherrer
vorgeschlagene Kann-Formulierung ist eine unklare Position. Den gleichen Appell richtet er an die
SVP-Fraktion: Durchzuringen und Nein zu sagen zu einer Regulierung auf Vorrat. Der Redner
kann sich nicht vorstellen, wie einem Gesetz mit umstrittener Wirkung zugestimmt werden kann.
An Marco Agostini: Der Kanton spart nichts mit diesem Gesetz. Wenn Uberhaupt jemand spart,
sind das andere. An Yves Krebs: Beim Zitieren sollte aufgepasst werden. Sven Inébnit sprach von
CHF 16.- pro Jahr und nicht pro Tag. Dies ist die potenzielle, jedoch ebenfalls bestrittene Wirkung
des Gesetzes. Es gibt keinen Grund, dem Gesetz zuzustimmen bzw. einzutreten. Es handelt sich
um einen massiven Eingriff, von dem man nicht weiss, was er bringt. Die FDP-Fraktion bietet nicht
Hand fur eine Regulierung mit unklaren Wirkungen.

Marc Schinzel (FDP) ist in den Voten von Pascale Meschberger und Andrea Heger aufgefallen,
dass das Volk nicht Giber die Vorlage abstimmen solle. Dies erscheint als Armutszeugnis flr ein
Parlament. Die inhaltliche Debatte ist kontrovers. Der Gesundheitsbereich ist eines der wichtigsten
Themen und das vom Volk gewahlte Parlament sagt, es solle dafiir gesorgt werden, dass sich das
Volk nicht mit dieser komplizierten Materie auseinandersetzen muss. Kann ein Teil des Parlaments
nicht hinter der Vorlage stehen, ist es die Pflicht, nicht zuzustimmen oder nicht einzutreten. Dann
ist es gut, dass sich das Volk in dieser Frage dazu aussern kann. Alles andere erscheint als Kabi-
nettdenken des 19. Jahrhunderts: Das Volk soll sich damit nicht befassen, es versteht die Materie
ohnehin nicht. Das Parlament tut das alleine. Das erscheint nicht richtig, und schon gar nicht beim
Thema Gesundheit, wovon jede und jeder betroffen ist. Der Redner ist froh, wenn das Volk mitent-
scheidet.
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Stefan Meyer (SVP) kann Farbe bekennen, denn er halt nicht viel von diesem Gesetz. Es wurde
immer wieder gesagt, im Gesundheitswesen konne man sich keinen freien Markt leisten, der Staat
musse regulieren. Es gibt keine Branche, die so stark reguliert ist wie das Gesundheitswesen. Je
starker der Staat regelt, desto mehr Lobbying gibt es, denn es gibt etwas zu gewinnen oder zu
verlieren fir alle in dieser Branche tatigen Leistungserbringer und Versicherer. Pascale Meschber-
ger hat die Tarife erwahnt, wo das Problem besteht, dass gewisse Leistungserbringer wie Padiate-
rinnen und Padiater oder Hausarzte untertarifiert sind. Seit 2019 gibt es einen ausgehandelten
Tarif, der beim Bundesrat eingereicht wurde. Der Tarif wurde inzwischen vier- oder funfmal einge-
reicht und es geht nicht vorwarts. Es gibt eine Losung, und der Redner bittet die Kantone, auf die
Hinterbeine zu stehen. Der Bund soll endlich vorwarts machen. Sollte der Tarif einst eingefiihrt
werden, wird er wohl schon veraltet sein. Erika Eichenberger wiest darauf hin, dass es mit dem
Zulassungsstopp wenig Erfahrung gebe und nun dessen Wirkung beobachtet werden misse. So
einfach ist das nicht. Auf nationaler Ebene gibt es seit 2007 ein Moratorium, zuerst fir Hausarzte
und Spezialisten, dann wurde es beschrankt auf die Spezialisten, Noch etwas spéter wurde es den
Kantonen Uberlassen, Zulassungsbeschrankungen wieder einzufiihren. Dies ist spannend, denn
so kann untersucht werden, ob diese wirken, wenn einige Kantone die Zulassung bei den Radiolo-
gen einschranken und die anderen nicht. Inzwischen gibt es Untersuchungen, die zeigen, was der
Redner erwartet hat: Die Kosten kénnen dadurch nicht beeinflusst werden und nicht einmal die
Anzahl der Arztinnen und Arzte kann beeinflusst werden. Der Redner gibt Marc Schinzel recht,
dass es sehr wichtig ist, dass das Volk dartiber abstimmen kénnen soll. Die Vorlage ist komplex,
aber es kann jedem passieren, dass er in gewissen Situationen keinen Arzttermin erhalt und das
Ganze am Schluss in einer Zweiklassenmedizin mundet, in der sich nur Leute mit Zusatzversiche-
rungen den Arztbesuch bezahlen lassen kénnen.

Marco Agostini (Grine) widerspricht der Aussage von Balz Stlickelberger, der Kanton spare
nichts. Hat jedoch die Bevélkerung CHF 7 Mio. mehr, kann sie diese anders ausgeben. Dies hilft
der Wirtschaft und dem Kanton. CHF 7 Mio. sind nicht wenig. Der Betrag kann auf CHF 16 herun-
tergebrochen und verharmlost werden. Der Landrat ist verpflichtet, die Kosten genau anzuschau-
en. Der Redner hat kein Problem damit, dass das Volk befragt wird. Wirde man dies jedoch jedes
Mal so handhaben, wiirde es in diesem und im ndchsten Jahr mehrere Dutzend Volksabstimmun-
gen geben. Das Volk muss bei den grossen Fragen befragt werden, jedoch nicht bei solchen Din-
gen. Das Argument wird sein: Wollt ihr eure Grundversicherung einschranken? Jedes Thema
muss in den ndchsten beiden Jahren zur Diskussion gestellt werden, sogar die Grundversiche-
rung, auch wenn dies wehtut. Ansonsten wirde man dem Volk etwas vorgaukeln.

Andrea Heger (EVP) mochte nicht, dass ihre Ausserungen zur Volksabstimmung missverstanden
werden. Wichtig erscheint der Kosten-Nutzen-Effekt. Vorhin wurde gesagt, das Volk kénne sich
aussern — mit ja oder nein, aber es kann kein neuer Input gegeben werden. Es besteht ein Auftrag
und der Landrat muss etwas tun. Wird die Vorlage abgelehnt, muss diese zuriickgenommen und
Uberarbeitet werden. Mit einer Zulassung ware eine moderate Steuerung moglich, wie der Regie-
rungsrat sagte. Geht dies nicht, muss man Uber die Region gehen. Der Vorschlag, dass stattdes-
sen alle nach Liestal kommen, scheint auch nicht zielfilhrend. Die Vorlage ist nicht optimal, aber
unter den gegebenen Vorgaben des Bundes die einzige Moglichkeit.

Marc Schinzel (FDP) aussert zu den Voten von Marco Agostini und Andrea Heger, dass er froh
ware, wenn das Volk nicht als Feindbild an die Wand gemalt werde. Marco Agostini sagte, werde
das Volk befragt, sei bereits klar, welches Argument die birgerliche Seite bringe und dem Volk
werde etwas vorgegaukelt. Es handelt sich hier um eine hochstehende inhaltliche Debatte. Es ist
richtig, dass es kontrovers ist. Das Thema ist wichtig. Man kann zum Schluss kommen, dass man
sich nicht einig ist. In dem Fall ist vorgesehen, dass das Volk entscheidet. Sven Indbnit hat richtig
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gesagt, dass ein Volksentscheid auch klare Signale geben kann. Darauf kann aufgebaut werden.
Vielleicht ist das Vorliegende nicht der Weisheit letzter Schluss. Auch wenn gesagt wird, der Land-
rat weiss es, und das Volk sollte dies anerkennen. Dies ist eine geféhrliche Haltung.

Regierungsrat Thomi Jourdan (EVP) ist derselben Meinung wie Balz Stiickelberger, dass man
beim Zitieren aufpassen solle: Der Regierungsrat hat nicht gesagt, es handle sich um ein Gesetz
auf Vorrat. Der Redner hat gesagt, es gehe um den Faktor Zeit, man sei seit zwei Jahren an der
Thematik. Wird das Ganze abgelehnt und man braucht es eines Tages wirklich, braucht es wieder
zwei Jahre Arbeit fir die Erarbeitung einer Gesetzesgrundlage. Gleichzeitig hat der Redner ge-
sagt, es gehe darum, jetzt mit Augenmass zu regulieren und agil anpassen zu kdnnen, wenn man
feststellen sollte, dass es mehr oder weniger braucht. Das ist kein Gesetz auf Vorrat.

Zu Sven Indbnit: Der Redner hat kein mangelndes Rechtsverstandnis, sondern hat nur darauf hin-
gewiesen, woher die Grundlage kommt, ndmlich aus dem KVG. Das ist die Grundlage fir die Ar-
beit — und nicht die Einstellung anderer Kantone zu dieser Thematik. Es wird bereits heute sehr
viel reguliert: Akutsomatik, Rehabilitation, Psychiatrie. Bereits jetzt wird evaluiert, ob die Wirkung
die richtige ist. Die Grundversorgung wird mit dieser Zulassungssteuerung nicht gefahrdet — es
geht nicht um die Hauséarzte, die Kinder- und Jugendpsychiatrie, sondern um die Disziplinen, die
nachweislich wesentlich dartiber hinausschiessen, inklusive einer grosseren Sicherheitsmarge. Es
geht um zwei bis funf Disziplinen — nicht alle acht, tber die vor zwei Jahren gesprochen wurde,
und nicht um die, die nicht selber von den Patientinnen und Patienten bestimmt werden kénnen.
Ja, und es ist bekannt, wie Basel-Stadt plant, denn das Vorgehen ist bikantonal und erfolgt im
Rahmen der Gemeinsamen Gesundheitsregion. Deshalb ist es wichtig, mitzumachen, damit Basel-
Landschaft a) reagieren und b) agieren kann. In den letzten Monaten hat der Kanton bewiesen,
dass er nicht einfach im Schlepptau des Kantons Basel-Stadt sein soll, sondern selber Verantwor-
tung Ubernehmen soll. Damit er dies in dieser Fragestellung tun kann, braucht er eine Gesetzes-
grundlage, damit er ein gleichwertiger Partner von Basel-Stadt sein kann. So kann die Frage ge-
stellt werden, ob eine Zulassung auf basel-stadtischem oder basellandschaftlichen Boden erfolgen
soll, um die Versorgungssicherheit sicherzustellen, die allen so wichtig ist.

Fur alle, die der Meinung sind, dass die nachsten Schritte schmerzlos vonstattengehen: Nein, dies
wird nicht der Fall sein. Entweder merkt man es im Portemonnaie oder auf Wirkungsebene. Es gibt
keine Ersparnis, ohne lber Leistungen nachzudenken. Muss ein Kantonsspital effizienter werden,
hat dies mit Prozessen und Strukturen zu tun, aber auch mit Personal. Will man, dass die gleiche
Anzahl oder weniger Leute schneller arbeiten und weniger Zeit fur die Patientinnen und Patienten
haben? Solche Diskussionen erwartet man hier im Saal, wenn gesagt wird, das Spital musse bei
gleichbleibenden Tarifen kostendeckend arbeiten konnen. Es wird nicht mehr gleich sein wie bis-
her. Dies muss man sich eingestehen. Ansonsten liigt man sich in die Gilettasche.

An die FDP-Fraktion: Der Redner findet es ausgezeichnet, wenn die Bevdlkerung befragt werden
kann. Aber dann muss Eintreten beschlossen werden. Ansonsten ist die Vorlage vom Tisch. Also:
Eintreten, diskutieren und die Bevoélkerung teilhaben lassen. Muss diese am Schluss befragt wer-
den, ist das halt so. Das Parlament stellt aber eine Vertretung dieser Bevoélkerung dar und es wird
von ihm erwartet, dass es seine Verantwortung wahrnimmt und Gesetze verabschiedet. Auch bei
anderen regulativen Eingriffen kennt man die Wirkung erst nach der Evaluation. Deshalb ist die
Erganzung sehr gut, die in der Kommission eingebracht wurde: dass Bericht erstattet werden soll
und damit eine Sicherheit besteht, dass der Regierungsrat nicht an der Bevdlkerung und an den
Leistungserbringern vorbeiplant. Weshalb sollte sie auch? Wir alle sind der Kanton und miissen
gemeinsam Ldsungen erarbeiten.

Al Eintreten wird mit 61:23 Stimmen beschlossen.
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- Erste Lesung Gesundheitsgesetz
Keine Wortmeldungen.

Al Die erste Lesung ist beendet.




	8. Teilrevision des Gesundheitsgesetzes; Zulassung von Leistungserbringern zur Tätigkeit zulasten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung
	− Eintretensdebatte
	− Erste Lesung Gesundheitsgesetz


